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Justizbudget:  
Trendwende trotz Krise?

Eigentlich sollte sich das Editorial 
in dieser Ausgabe der Richterzei-
tung ausschliesslich mit dem Bud-
get und dessen Auswirkungen auf die 
Gerichtsbarkeit befassen. Da die Bud­
getrede für den 18. März lange angekün­
digt war, war klar, dass es sich ausgehen 
wird, dieses Editorial kurz nach der Budget­
rede zu verfassen und damit in der April- 
Ausgabe der Richterzeitung ein aktuelles, 
für uns alle höchst bedeutsames Thema zu 
behandeln. Schließlich leidet die Justiz seit 
Jahren an chronischer Unterbudgetierung 
und überschießenden Sparmaßnahmen 
mit allen daraus resultierenden nachtei­
ligen Folgen. Stirbt die Justiz weiter einen 
mehr oder weniger stillen Tod, oder wird 
eine Trendwende zum Besseren eingeleitet 
werden? – war die zentrale Frage, der die­
ses Editorial gewidmet sein sollte.

Doch dann begannen sich ab 10. März die 
Ereignisse zu überschlagen, als es immer 
mehr mit COVID-19 Infizierte gab, als die 
Regierung gezwungen war, beinahe täglich 
neue und immer weiter gehende Maß­
nahmen zur Eindämmung des Coronavirus 
zu verkünden. Was im ersten Moment 
noch den Eindruck erweckte, es wäre mit 
verfrühten Osterferien für SchülerInnen 
und StudentInnen getan, entwickelte sich 
binnen weniger Tage zur größten Krise seit 
dem 2. Weltkrieg. Bei exponentiell steigen­
den Erkrankungen wurden umfangreiche 
Bewegungseinschränkungen verordnet, 
viele Betriebe geschlossen und das kultu­
relle und soziale Leben auf ein Minimum 
radikal eingeschränkt, um die sozialen 
Kontakte soweit wie möglich zu reduzie­
ren. Der Gesetzgeber brachte umgehend 
ein umfangreiches Gesetzes- und Maß­
nahmenpaket zur Beschlussfassung, um 

handlungsfähig zu bleiben und alles Men­
schenmögliche zu veranlassen, um diese 
Krise möglichst gut überstehen zu können. 
Die Budgetrede fiel erstmals seit 1953 aus. 
Stattdessen gab der Finanzminister Gernot 
Blümel im Parlament eine Erklärung zum 
Budget ab, wo er unter anderem ausführte, 
dass er noch ca. zwei Wochen vor der 
geplanten Rede mit einem soliden Über­
schuss gerechnet habe, allerdings wenige 
Tage vor seiner Erklärung die vorbereitete 
Budgetrede weggeworfen habe, da sich 
die Ereignisse derart überschlagen hät­
ten, dass keiner sagen könne, wie sich das 
Budget entwickeln werde. Entscheidend 
sei nun, wie viele Menschenleben gerettet, 
Arbeitsplätze gesichert und Unternehmen 
vor der Insolvenz bewahrt werden, wes­
halb im Mittelpunkt seiner Ausführungen 
ein binnen weniger Tage geschnürtes, 
umfangreiches Maßnahmenpaket, um die 
Krise bestmöglich zu bewältigen, stand.

Auch die Justiz ist seit 16. März 2020 im 
Notbetrieb, unzählige Verhandlungen 
wurden abberaumt oder verlegt, der Par­
teienverkehr eingeschränkt, viele Mitar­
beiterInnen ins Home-Office geschickt. 
Mit dem 2. COVID-19-Gesetz wurden die 
meisten Fristen bis zum Ablauf des 30. 
April unterbrochen, was in vielen Verfahren 
den Zeitdruck vermindert. Der Notbetrieb 
stellt sicher, dass die Justiz handlungs­
fähig bleibt, dass dringende Verfahren 
auch in der jetzigen Krise erledigt werden, 
indem etwa Einstweilige Verfügungen, die 
Betroffene häuslicher Gewalt schützen 
sollen, weiterhin erlassen werden, Unter­
halts- und Obsorgeverfahren weiterhin 
geführt werden, Straftaten verfolgt und 
Entscheidungen über Haften nach wie vor 
getroffen werden, und vieles mehr. Es gilt 
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zu improvisieren, um sicherzustellen, dass 
jene Verfahren, die keinen Aufschub dul­
den, so schnell wie möglich geführt wer­
den und gleichzeitig darauf zu achten, sich 
nicht zu nahe zu kommen, um eine An- 
steckungsgefahr möglichst zu minimieren.

Wir werden das schaffen und sind uns 
unserer Verantwortung bewusst. Wir wis­
sen aber auch, dass nach der Krise viel auf 
uns warten wird. Einerseits werden wir 
jene Verfahren, die während des Notbe­
triebes unerledigt blieben, möglichst rasch 
abarbeiten müssen, andererseits ist in 
den nächsten Jahren jedenfalls mit einem 
erheblichen Anstieg der Zivilverfahren zu 
rechnen, da negative ökonomische Ent­
wicklungen, wie sie mit dieser Krise ein­
hergehen, mit Sicherheit zu einem Anstieg 
insbesondere der klassischen Zivilverfah­
ren, wie auch der arbeits- und sozialge­
richtlichen Verfahren und Insolvenzverfah­
ren führen werden. Auch nach Beginn der 
Wirtschaftskrise 2008 kam es in den dar­
auffolgenden Jahren zu einem signifikanten 
Anstieg von Verfahren in den genannten 
Bereichen. Mit dem vorhandenen Perso­
nal können schon die jetzt anhängigen 
Verfahren nicht mehr in angemessener 
Zeit erledigt werden, weder im Bereich 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit noch im 
Bereich der Verwaltungsgerichtsbarkeit. 
Alle Berechnungsmodelle weisen aktuell 
einen erheblichen Fehlbestand auf. Es lohnt 
sich daher auch in diesen Krisenzeiten ein 
Blick auf das aktuelle Justizbudget, das 
noch in Zeiten verhandelt wurde, als die 
Bundesregierung noch von einem erwar­
teten Budgetüberschuss ausgehen durfte.

Dabei zeigt sich – erstmals seit Jahren – 
eine Trendwende: Das Justizbudget wurde 
für das Jahr 2020 erheblich aufgestockt, 
und zwar um deutlich mehr als jene 90 
Millionen Euro, die der Wahrnehmungs­
bericht des Justizministers der Übergangs­
regierung Univ. Prof. Dr. Clemens Jabloner 
als absolutes Minimum, um den laufenden 
Betrieb aufrechtzuerhalten, nennt. Der 

Personalabbau bei Beamten und Vertrags­
bediensteten soll gestoppt werden und 100 
zusätzliche Planstellen in diesem Bereich 
geschaffen und besetzt werden. Es soll 30 
zusätzliche Planstellen für RichterInnen 
geben, um in Mutterschutzfällen zeitnah 
nachbesetzen zu können, und 40 zusätz­
liche Planstellen für StaatsanwältInnen 
(davon 10 gebunden für Mutterschutzfälle). 
Am Bundesverwaltungsgericht sollen 120 
MitarbeiterInnen nicht – wie ursprünglich 
geplant – abgebaut werden, sondern wer­
den diese Stellen weiterhin zur Verfügung 
stehen und zumindest zum überwiegenden 
Teil in fixe Planstellen umgewandelt. Ein 
Sonderbudget soll die nötigen Mittel für 
das Vorantreiben der Digitalisierung (Justiz 
3.0) sicherstellen. Auch die Finanzierung 
von Familien- und Jugendgerichtshilfe, 
der Erwachsenenschutzvereine und der 
Bewährungshilfe ist gewährleistet. Das ist 
erfreulich, denn mit diesem Budget ist nach 
Jahren der Unterfinanzierung im Jahr 2020 
der tatsächliche Finanzbedarf gedeckt. Das 
zeigt auch, dass dieser Regierung ein funk­
tionierender Rechtsstaat, für den eine mit 
ausreichenden Mitteln versehene Justiz 
unabdingbar ist, ein echtes Anliegen ist.

Aus richterlicher Sicht ist die geplante 
Planstellenausstattung leider nach wie vor 
unbefriedigend, da damit schon der heute 
gegebene Bedarf nicht abgedeckt werden 
kann, ganz zu schweigen von den Heraus­
forderungen, die absehbar in den nächsten 
Jahren auf uns zukommen werden. Die 
Standesvertretungen werden sich daher 
für eine ausreichende Personalausstat­
tung insbesondere bei RichterInnen einset­
zen, ohne die anderen dringenden besol­
dungs- und dienstrechtlichen Anliegen 
zu vergessen. Es bleibt zu hoffen, dass die 
Bundesregierung trotz der aktuellen und 
kommenden (budgetären) Herausforde­
rungen den Weg der Stärkung des Rechts­
staates weitergeht und die Justiz mit aus­
reichenden Mitteln und Personal versieht.

Christian Haider
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